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GVG § 23 b Abs. 1 Satz 2 Nr. 9; ZPO § 774

Eine Widerspruchsklage, mit der ein Ehegatte gemäß 
§ 774 ZPO die Unzulässigkeit der Zwangsvollstrek­
kung in das eheliche Gesamtgut geltend macht, ist 
Jedenfalls dann keine Familiensache, wenn der Voll­
streckungstitel, der Grundlage der Zwangsvollstrek­
kung ist, keine Familiensache betrifft.
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 

am 20. Dezember 1978 durch den Vorsitzenden Richter 
Dr. Grell und die Richter Knüfer, Dr. Hoegen, Dr. Seidl 
und Dr. Blumenröhr

beschlossen:

Zuständig für das Berufungsverfahren ist 
ein Senat für allgemeine Zivilsachen bei 
dem Oberlandesgericht München.

G r ü n d e :

I.

Zwischen der Klägerin und ihrem getrennt leben­
den Ehemann, der eine Arztpraxis betreibt, besteht 
Gütergemeinschaft. Das Gesamtgut wird von den Ehe­
gatten gemeinschaftlich verwaltet. Die beklagte Bank 
hat gegen den Ehemann der Klägerin einen Vollstrek- 
kungsbefehl über 20.000,—  DM erstritten, dem ein 
Anspruch auf Rückzahlung eines Darlehens zugrunde 
liegt; daraus betreibt die Beklagte gemäß § 741 ZPO 
die Zwangsvollstreckung in eine zum Gesamtgut der 
Eheleute gehörende Eigentumswohnung. Hiergegen wen­
det sich die Klägerin mit einer Widerspruchsklage 
nach § 774 ZPO. Sie macht geltend, daß das Gesamt­
gut nicht hafte, weil die Arztpraxis nicht als Er­
werbsgeschäft angesehen werden könne und im übrigen 
das Darlehen auch nicht für die Arztpraxis verwen­
det worden sei.
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Das Landgericht hat die Klage als unbegründet 
abgewiesen. Dagegen hat die Klägerin Berufung zum 
Oberlandesgericht eingelegt, mit der sie ihre Wi­
derspruchsklage weiterverfolgt. Bei dem Berufungs­
gericht sind ein Senat für allgemeine Zivilsachen 
und ein Senat für Familiensachen, die Jeweils nach 
der Geschäftsverteilung als zuständig in Betracht 
kämen, verschiedener Meinung darüber, ob eine Fami­
liensache vorliegt. Beide Senate haben sich für un­
zuständig erklärt.

II.

In entsprechender Anwendung des § 36 Nr. 6 ZPO 
(vgl. BGHZ 71, 264) ist der Senat für allgemeine Zi­
vilsachen als zuständig für das Berufungsverfahren 
zu bestimmen.

1. Die Zuständigkeit des Familiensenats würde 
allerdings nicht schon deshalb ausscheiden, weil 
die Entscheidung erster Instanz nicht von einem Fa­
miliengericht, sondern vom Landgericht erlassen wor­
den ist. Für die Abgrenzung der gerichtsinternen Zu­
ständigkeit der Familiengerichte und -senate kommt es 
nicht auf die formelle Behandlung der Sache in der 
Vorinstanz, sondern darauf an, ob materiell eine Fa­
miliensache im Sinne des § 23 b Abs. 1 Satz 2 GVG 
vorliegt (BGH NJW 1978, 1925 und std. Rechtspr. des 
Senats).
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2. Das Verfahren ist keine Pamiliensache. In 
Betracht könnte nur eine Einordnung des Rechts­
streits unter § 23 h Abs. 1 Satz 2 Nr. 9 GVG kommen, 
der Streitigkeiten über Ansprüche aus dem ehelichen 
Güterrecht als Familiensachen bezeichnet. Zur Abgren­
zung dieser Ansprüche hat der Senat in seinem Be- 
Schluß vom 28. Juni 1978 - IV ARZ 47/78 (NJW 1978,
1923) Stellung genommen. Danach fallen darunter An- 
Sprüche, die sich aus den gesetzlichen Vorschriften 
über das eheliche Güterrecht (§§ 1363 ff. BGB) - un­
mittelbar oder in Verbindung mit einem Ehevertrag - 
ergeben, und ferner Ansprüche aus Vereinbarungen der 
Ehegatten, durch die güterrechtliche Verhältnisse ab­
weichend von einer gesetzlichen Ausgestaltung gere­
gelt, güterrechtliche Ansprüche modifiziert oder die 
Auseinandersetzung güterrechtlicher Beziehungen ge­
regelt werden.

Ein derartiger Anspruch ist nicht Gegenstand 
der Klage. Die Klägerin macht überhaupt keinen materiell- 
rechtlichen Anspruch gegen die Beklagten geltend. Viel­
mehr erstrebt sie die Beseitigung der nach ihrer Mei­
nung unzulässigen Zwangsvollstreckung der Beklagten in 
die zum Gesamtgut gehörende Eigentumswohnung. Es han­
delt sich bei der von der Klägerin erhobenen Wider­
spruchsklage nach § 774 ZPO um eine prozessuale Ge­
staltungsklage, deren Gegenstand die (Un-)-Zulässig­
keit der Zwangsvollstreckung der Beklagten in das in 
Frage stehende Objekt ist, nicht dagegen eine materiel­
le Rechtsposition der Klägerin (Baumbach/Lauterbach/ 
Hartmann, ZPO 36. Aufl. Einf. 1 A vor § 771; Stein/Jo- 
nas/Münzberg, ZPO 19. Aufl. § 771 Anm. I 1 c; A. Blo- 
meyer AcP 165, 481 f. m.w.N.).



Ob eine Widerspruchsklage nach §§ 771 ff. ZPO 
dann als Familiensache zu qualifizieren wäre, wenn 
der Vollstreckungstitel, der Grundlage der Zwangs­
vollstreckung ist, eine Familiensache beträfe, be­
darf keiner Entscheidung, weil ein solcher Fall 
nicht vorliegt. Der Darlehensanspruch der Beklagten 
gegen den Ehemann der Klägerin, der dem Vollstrek- 
kungstitel zugrunde liegt, ist nicht deshalb zu 
einem Anspruch "aus*1 dem ehelichen Güterrecht gewor­
den, weil die Beklagte in das Gesamtgut vollstreckt 
und im vorliegenden Verfahren die materiell-rechtli­
che Haftung des Gesamtguts geltend gemacht hat.

Dr. Grell Dr. Seidl


	BUNDESGERICHTSHOF

	I.



